
DE    DE 

DE 



DE 1   DE 

ANHANG  

ARBEITSPROGRAMM 2010 
KRIMINALPRÄVENTION UND KRIMINALITÄTSBEKÄMPFUNG  

 
EINLEITUNG 
Das Programm „Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung“ (nachstehend 
„Programm“ genannt) als Teil des Generellen Programms „Sicherheit und Schutz der 
Freiheitsrechte“1 soll dazu beitragen, dass den Bürgern durch Verhütung und Bekämpfung der 
organisierten und nichtorganisierten Kriminalität, vor allem von Terrorakten, ein hohes Maß 
an Sicherheit geboten wird. 

Die Kommission stellt die Komplementarität mit anderen Gemeinschaftsinitiativen sicher und 
vermeidet Duplizität, z.B. mit den Programmen Kriminalprävention und mit anderen 
verwandten Bereichen im 7. Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung. 

Dieses Arbeitsprogramm deckt die Schwerpunkte für 2010 ab. Es enthält folgende Teile und 
Arten von Maßnahmen:  

Teil Arten von Maßnahmen Veranschlagte 
Mittel 

I. Finanzhilfen  

A Maßnahmenbezogene Finanzhilfen, d.h. Kofinanzierung 
länderübergreifender und nationaler Vorhaben 

47 925 000 EUR 

B Betriebskostenzuschüsse für Nichtregierungsorganisationen 1 500 000 EUR 

C Maßnahmenbezogene Finanzhilfen auf der Grundlage von 
Partnerschaftsrahmenvereinbarungen 

20 000 000 EUR 

D Finanzhilfen für Einrichtungen mit Monopolstellung 3 300 000 EUR 

II. Öffentliche Aufträge 13 155 000 EUR 

 Gesamtbetrag: 85 880 000 EUR 

Die Maßnahmen sollen zur Verwirklichung folgender Programmziele beitragen: 

• Förderung und Entwicklung der Koordinierung, der Zusammenarbeit und 
vertrauensbildender Maßnahmen zwischen den Strafverfolgungsbehörden, anderen 
nationalen Behörden und den zuständigen Einrichtungen der Union in Bezug auf die vom 
Rat festgelegten Prioritäten, wobei den von Europol für die Bewertung der Bedrohungslage 

                                                 
1 Beschluss des Rates 2007/125/JI vom 12. Februar 2007zur Auflegung des spezifischen Programms 

„Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung“ als Teil des Generellen Programms „Sicherheit 
und Schutz der Freiheitsrechte“ für den Zeitraum 2007 bis 2013, ABl. L 58, 24.2.2007, nachstehend 
„Basisrechtsakt“ genannt. 
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im Bereich der organisierten Kriminalität (OCTA) festgelegten Prioritäten besondere 
Bedeutung zukommt; 

• Anregung, Förderung und Entwicklung horizontaler Methoden und Instrumente zur 
strategischen Verbrechensverhütung und –bekämpfung sowie zur Gewährleistung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, zum Beispiel der Arbeiten des Europäischen Netzes 
für Kriminalprävention, von Partnerschaften zwischen öffentlichem und privatem Sektor, 
von bewährten Verfahren der Kriminalprävention, vergleichbaren Statistiken über 
Kriminalität und Strafjustiz, die mit dem einschlägigen EU-Aktionsplan2 im Einklang 
stehen, der angewandten Kriminologie und eines gezielteren Vorgehens gegen junge 
Straftäter; 

• Förderung und Entwicklung bewährter Verfahren zum Schutz und zur Unterstützung von 
Zeugen; 

• Förderung und Entwicklung bewährter Verfahren zum Schutz der Opfer krimineller 
Handlungen. 

ERWARTETE ERGEBNISSE 
Die Maßnahmen sollen zur Verwirklichung der Programmziele beitragen. Durch die effiziente 
Entwicklung, Einführung, Überwachung und Bewertung von Instrumenten und Maßnahmen 
der Europäischen Union kann insbesondere Folgendes erreicht werden: 

• Austausch, Verbreitung und Nutzung von Informationen, Kenntnissen, Erfahrungen und 
bewährten Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten; 

• Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den Interessenträgern im Bereich der Sicherheit; 
Vermittlung von Strategien, Techniken und Instrumenten zur Verbesserung ihrer 
Ergebnisse bei der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung; 

• Entwicklung der Koordination und Förderung vertrauensbildender Maßnahmen zwischen 
den Strafverfolgungsbehörden, einfachere Koordination ihrer Aktivitäten sowie 
Kapazitätsausbau im Bereich der Verbrechens- und Terrorbekämpfung, insbesondere in 
grenzüberschreitenden Fällen; 

• Entwicklung neuer Methoden und Techniken zur Unterstützung der operativen 
Strafverfolgungsstellen, zur Verbesserung der Ausbildung und der Fähigkeit, die 
Methoden und Techniken anzuwenden, einschließlich der Erprobung des Einsatzes neuer 
Technologien für Strafverfolgungszwecke; 

• Förderung öffentlich-privater Partnerschaften zwischen Strafverfolgungsbehörden und dem 
privaten Sektor bei Maßnahmen zur Verhütung von Verbrechen und Terroranschlägen. 

                                                 
2 Entwicklung einer umfassenden und kohärenten EU-Strategie zur Erfassung von Kriminalität und 

Strafrecht: EU-Aktionsplan 2006 - 2010 [KOM(2006) 437 endgültig] 
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I. FINANZHILFEN 
A. MASSNAHMENBEZOGENE FINANZHILFEN 
Prioritäten  
Maßnahmenbezogene Finanzhilfen können nach einer Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen für länderübergreifende und/oder nationale Projekte vergeben werden. Die für 
Punkt A vorgesehenen Mittel belaufen sich auf insgesamt 47 925 000 EUR. 

Gezielte Aufforderungen für 2010 
Alle folgenden gezielten Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen werden im 
September/Oktober 2009 mit den unten genannten vorläufigen Fristen und 
Mittelveranschlagungen veröffentlicht: 

Die Aufforderungen konzentrieren sich jeweils auf ein einziges Schwerpunktthema, 
wodurch sich die Anzahl der eingehenden Vorschläge voraussichtlich reduzieren und die 
Bearbeitungszeit verkürzen wird. 

• Gezielte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für Maßnahmen als Reaktion 
auf die Bedrohung, die von der potenziellen Nutzung von chemischen, biologischen, 
radiologischen und nuklearen Stoffen und Wirkstoffen durch Terroristen ausgeht, etwa 
Maßnahmen zur Schärfung des Problembewusstseins, Erarbeitung von Standards, 
Verbesserung der Informationsaustausch-Verfahren, Durchführung von Übungen, 
Aufdeckungsmaßnahmen, Erhöhung der Sicherheitskapazitäten, Zusammenarbeit in 
Netzwerken u.a.: 15. Januar 2010 (12 00 000 EUR); 

• Gezielte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für Projekte, die die zu 
Terrorismus führende Radikalisierung untersuchen und sich mit den Beweggründen der 
Terroristen, der erhöhten Anfälligkeit mancher Orte und der Stärkung des Engagements 
der Zivilgesellschaft befassen, um das Phänomen wirksamer an der Wurzel anzugehen: 
31. Januar 2010 (2 000 000 EUR); 

• Gezielte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels in den Bereichen Prävention, Opferschutz, Verfolgung und Bestrafung 
der Täter, Mechanismen zur Koordination und Zusammenarbeit sowie Erhebung 
zuverlässiger Daten:  
- Bewusstseinsschärfung unter Arbeitern und Angestellten und Schutz der Opfer von 
Menschenhandel mit dem Ziel der Arbeitskraftausbeutung in hierfür anfälligen Sektoren 
wie Landwirtschaft, Baugewerbe, Nahrungsmittelverarbeitung und Hausarbeit.  
- Schaffung eines Netzwerks von nationalen Berichterstattern oder eines entsprechenden 
Mechanismus zur Überwachung des Menschenhandels mit dem Ziel des Austauschs 
bewährter Verfahren und Vereinbarung einer gemeinsamen Methodik und gemeinsamer 
Kriterien zur Datensammlung und –bewertung;  
- Errichtung eines Netzwerks von Kontaktpersonen bei den Strafverfolgungsbehörden, der 
Staatsanwaltschaft und bei Opferhilfsorganisationen zum Austausch bewährter Verfahren 
bei der Aufdeckung von Fällen von Menschenhandel sowie Ausarbeitung von Richtlinien 
für Kooperationsvereinbarungen in den Bereichen Ermittlung und Verfolgung von 
Menschenhandel sowie Opferschutz mit einem besonderen Augenmerk auf Kinderhandel 
und Menschenhandel zur Ausbeutung von Arbeitskräften;  
- Aktionen zum Tag gegen Menschenhandel: 15. Januar 2010 (4 000 000 EUR); 
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• Gezielte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zum Thema illegale Nutzung 
des Internet: Förderung der Zusammenarbeit zwischen Fachleuten und 
Strafverfolgungsbehörden mit dem Ziel, Betrug und illegalen Handel im Internet besser zu 
verstehen und zu bekämpfen; Maßnahmen zur Ausarbeitung von Standardformaten für 
Auskunftsersuchen der Strafverfolgungsbehörden an den privaten Sektor sowie des 
privaten Sektors an die Strafverfolgungsbehörden; Maßnahmen gegen illegale Inhalte, die 
Minderjährige zu gewalttätigen oder anderen gravierenden Verhaltensweisen anstiften 
können; Zusammenarbeit bei der Entwicklung und dem Austausch effizienter Methoden 
zur Kontrolle und Bekämpfung terroristischer Inhalte im Internet. Dazu zählt auch die 
Verhütung und Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der sexuellen 
Ausbeutung und des Missbrauchs von Kindern online, einschließlich der Verhütung von 
Wiederholungstaten und Identifizierung von Kindern, die Opfer sexuellen Missbrauchs 
geworden sind, anhand pornografischen Materials; Ermittlung der Straftäter mittels 
Kreditkarten im Rahmen der europäischen Strategie zur Bekämpfung der 
Computerkriminalität, Ausbau und Zusammenarbeit zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden bei der Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs durch 
Kommunikationssysteme: 31. Januar 2010 (6 000 000 EUR); 

• Gezielte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für Maßnahmen zur Finanz- 
und Wirtschaftskriminalität: die Maßnahmen sollten insbesondere auf eine verstärkte 
Koordinierung der Finanzermittlungen und den Austausch bewährter Verfahren zielen; 
Entwicklung und Durchführung von Instrumenten zur Bekämpfung von Geldwäsche, 
Finanzierung von Terrorismus, Korruption, Erpressung oder Schutzgelderpressung und 
Transparenz im Zusammenhang mit juristischen Personen, einschließlich karitativer 
Organisationen. Dies umfasst auch die Untersuchung von Standards für die Einziehung 
von Erträgen aus Straftaten und die Rückgabe eingezogener Erträge sowie die 
Finanzanalyse mit dem Ziel des Ausbaus der Zusammenarbeit und der Förderung des 
Aufspürens von Erträgen aus Straftaten in der gesamten EU. Der Aufruf dient auch der 
Entwicklung eines europaweiten Schulungsprogramms für Finanzermittler und 
Finanzkriminalitätsanalysten der Strafverfolgung einschließlich der Erstellung einheitlicher 
Schulungsunterlagen, eines Zertifizierungsstandards und/oder die Schaffung der 
Ausbildung „EU Finanzermittler“ sowie eine standardisierte Schulung in verschiedenen 
Mitgliedstaaten. Dies erfolgt in großem Rahmen über nationale Polizeiakademien und 
entsprechende Kompetenzzentren (einschließlich der Universitäten, die eng mit den 
Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten), basierend auf dem „Train the Trainer“- 
Prinzip: 15. Februar 2010 (12 000 000 EUR); 

• Gezielte Aufforderung für Vorschläge zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
bei der Strafverfolgung, insbesondere beim Zugang zu und dem Austausch von 
Informationen über die Durchführung des Grundsatzes des Verfügbarkeit durch die 
Beschlüsse des Rates 2008/615/JI und 2008/616/JI (Prüm-Entscheidung) und den 
Rahmenbeschluss des Rates 2006/960/JI (Schwedische Initiative) (Ausrüstung für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus, der 
grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Einwanderung): 15. Januar 2010 
(3 000 000 EUR); 

• Gezielte Aufforderung für Vorschläge zur operativen Zusammenarbeit bei der 
Strafverfolgung, einschließlich gemeinsamer Ermittlungsteams: 15. Februar 2010 
(3 000 000 EUR); 
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Allgemeine Aufforderung für 2010 
• Allgemeine Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen (für alle Prioritäten und 

Themen), Veröffentlichung: Frühjahr 2010, Frist 31. Mai 2010 (5 925 000 EUR 
zuzüglich eventuell überschüssiger Beträge aus den vorstehenden Aufforderungen). 

Ergänzend zu den vorstehenden gezielten Aufforderungen erfolgt eine allgemeine 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für Maßnahmen in sonstigen Bereichen. Es 
besteht die Möglichkeit, für sämtliche Bereiche des Programms Vorschläge zu unterbreiten. 
Für das Jahr 2010 wurden allerdings die nachstehend genannten Schwerpunkte festgelegt 
(Vorschläge, die sich auf andere Bereiche beziehen, werden abhängig von ihrer Qualität und 
den nach Förderung der schwerpunktbezogenen Projekte verbleibenden Finanzmitteln 
berücksichtigt): 

(1) Umsetzung der EU-Aktionspläne zur Sicherheit von Explosiv- und Sprengwaffen 
und zu chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen (CBRN) Stoffen 
und Wirkstoffen. Hierzu können Maßnahmen zur Schärfung des 
Problembewusstseins, zur Erarbeitung von Standards, zur Verbesserung der 
Informationsaustausch-Verfahren, zur Durchführung von Übungen, zum Aufspüren 
solcher Waffen, zur Erhöhung der Sicherheitskapazitäten u.a. gehören; 

(2) Bekämpfung des Menschenhandels: Prävention, Opferschutz, Verfolgung und 
Bestrafung der Täter, Mechanismen zur Koordination und Zusammenarbeit sowie die 
Erhebung zuverlässiger Daten; 

(3) Entwicklung und Umsetzung von Instrumenten zur Verhütung und Bekämpfung der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern und der sexuellen Ausbeutung und des 
Missbrauchs von Kindern online, einschließlich der Verhütung von 
Wiederholungstaten und Identifizierung von Kindern, die Opfer sexuellen 
Missbrauchs geworden sind, anhand pornografischen Materials; Ermittlung der 
Straftäter mittels Kreditkarten im Rahmen der europäischen Strategie zur Bekämpfung 
der Computerkriminalität, Ausbau und Zusammenarbeit zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden bei der Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs durch 
Kommunikationssysteme; 

(4) Finanz- und Wirtschaftskriminalität: die Maßnahmen sollten insbesondere auf eine 
verstärkte Koordinierung der Finanzermittlungen und den Austausch bewährter 
Verfahren zielen; Entwicklung und Durchführung von Instrumenten zur Bekämpfung 
von Geldwäsche, Finanzierung von Terrorismus, Korruption, Erpressung oder 
Schutzgelderpressung und Transparenz im Zusammenhang mit juristischen Personen, 
einschließlich karitativer Organisationen. Dies umfasst auch die Untersuchung von 
Standards für die Einziehung von Erträgen aus Straftaten und die Rückgabe 
eingezogener Erträge sowie die Finanzanalyse mit dem Ziel des Ausbaus der 
Zusammenarbeit und der Förderung des Aufspürens von Erträgen aus Straftaten in der 
gesamten EU; 

(5) Illegale Nutzung des Internet: Förderung der Zusammenarbeit zwischen Fachleuten 
und Strafverfolgungsbehörden mit dem Ziel, Betrug und illegalen Handel im Internet 
besser zu verstehen und zu bekämpfen; Maßnahmen zur Ausarbeitung von 
Standardformaten für Auskunftsersuchen der Strafverfolgungsbehörden an den 
privaten Sektor sowie des privaten Sektors an die Strafverfolgungsbehörden; 
Maßnahmen gegen illegale Inhalte, die Minderjährige zu gewalttätigen oder anderen 
gravierenden Verhaltensweisen anstiften können; Zusammenarbeit bei der 
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Entwicklung und dem Austausch effizienter Methoden zur Kontrolle und Bekämpfung 
terroristischer Inhalte im Internet; 

(6) Projekte, die die zu Terrorismus führende Radikalisierung untersuchen und sich mit 
den Beweggründen der Terroristen, der erhöhten Anfälligkeit mancher Orte und der 
Stärkung des Engagements der Zivilgesellschaft befassen, um das Phänomen 
wirksamer an der Wurzel anzugehen; 

(7) Präventionsmaßnahmen gegen die Kriminalität, einschließlich Kriminalität in den 
Städten sowie Jugend- und Drogenkriminalität durch horizontale Ansätze wie 
Partnerschaften zwischen öffentlichem und privatem Sektor und dem Europäischen 
Netzes (ENKP) und der Weitergabe bewährter Verfahren zur Unterstützung der Politik 
in diesem Bereich und zur Entwicklung vergleichbarer Statistiken und EU-Indikatoren 
zu Kriminalität und Strafgerichtsbarkeit; 

(8) Zusammenarbeit zwischen Polizei und Zoll: bestmögliche Nutzung der bestehenden 
Instrumente zur Zusammenarbeit zwischen Polizei und Zoll (wie die Prüm-
Entscheidung und die Schwedische Initiative), insbesondere durch den Zugang zu und 
den Austausch von Informationen; 

(9) Unterstützung von Initiativen zur Zusammenarbeit zwischen Polizei und Zoll 
(einschließlich zeitlich begrenzter gemeinsamer Zoll- und/oder Polizeiaktionen); 

(10) Umsetzung der Maßnahmen zur Reduzierung des Drogenangebots gemäß dem EU 
Drogenaktionsplan 2009-2012 u.a. durch die Zusammenarbeit bei der 
Strafverfolgung, die Erstellung gerichtsmedizinischer Profile für Drogen, die 
Kontrolle der Abzweigung von chemischen Grundstoffen und die internationale 
Zusammenarbeit; 

(11) Sicherheit bedeutender Massenveranstaltungen. 

B. BETRIEBSKOSTENZUSCHÜSSE 

Die hierfür vorgesehenen Mittel belaufen sich auf insgesamt 1 500 000 EUR. 

Nach einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen können 
regierungsunabhängigen Organisationen und Einrichtungen ohne Erwerbszweck 
Betriebskostenzuschüsse gewährt werden. Mit Betriebskostenzuschüssen wird der Betrieb 
einer Einrichtung finanziert, die ein Ziel von allgemeinem europäischen Interesse bzw. ein 
Ziel verfolgt, das Teil der Politik der Europäischen Union gemäß 
Artikel 108 Absatz 1 Buchstabe b der Haushaltsordnung ist. 

Die Zuschüsse sollen der Förderung der Durchführung der Jahresarbeitsprogramme dieser 
Organisationen während ihres Geschäftsjahres ab dem Jahr 2010 dienen. Dies soll durch die 
Kofinanzierung der mit dem Arbeitsprogramm verbundenen Ausgaben und der allgemeinen 
Betriebskosten erfolgen. 

C.  MASSNAHMENBEZOGENE FINANZHILFEN FÜR 
PARTNERSCHAFTSRAHMENVEREINBARUNGEN 

Die hierfür vorgesehenen Mittel belaufen sich auf insgesamt 20 000 000 EUR. 
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Infolge einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Jahr 2007 wurden auf 
maximal vier Jahre ausgelegte Partnerschaftsvereinbarungen geschlossen, mit denen eine 
langfristige Zusammenarbeit mit für Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung 
zuständigen Partnerorganisationen gewährleistet werden soll. 

Die Kommission veröffentlicht im September/Oktober 2009 eine Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen mit drei Fristen im Jahr 2010. Für sämtliche Bereiche des 
Programms können Vorschläge unterbreitet werden. Für das Jahr 2010 wurden allerdings die 
nachstehend genannten Schwerpunkte festgelegt (Vorschläge, die sich auf andere Bereiche 
beziehen, werden abhängig von ihrer Qualität und den nach Förderung der 
schwerpunktbezogenen Projekte verbleibenden Finanzmitteln berücksichtigt): 

(1) Umsetzung der EU-Aktionspläne zur Sicherheit von Explosiv- und Sprengwaffen 
und zu chemischen, biologischen, radiologischen und nuklearen (CBRN) Stoffen 
und Wirkstoffen. Hierzu können Maßnahmen zur Schärfung des 
Problembewusstseins, zur Erarbeitung von Standards, zur Verbesserung der 
Informationsaustausch-Verfahren, zur Durchführung von Übungen, zum Aufspüren 
solcher Waffen, zur Erhöhung der Sicherheitskapazitäten u.a. gehören 
(7 500 000 EUR); 

(2) Gemeinsame Ermittlungsgruppen (GEG) und Förderung zeitlich begrenzter 
gemeinsamer Zoll- und/oder Polizeiaktionen sowie andere gezielte Maßnahmen wie 
das Erstellen eines Leitfadens mit bewährten Vorgehensweisen und die Einrichtung 
zeitlich begrenzter grenzüberschreitender Kooperationsstrukturen einschließlich so 
genannter Brückenprojekte, an denen die Zollbehörden der Herkunfts-, Transit- und 
Zielländer der Waren beteiligt sind, die Verboten oder Beschränkungen unterliegen 
(Kulturgüter und Feuerwaffen inbegriffen). Die Finanzhilfe wird unter der 
Voraussetzung gewährt, dass die Ergebnisse der GEG Europol und Eurojust3 
zugänglich gemacht werden, sofern sie in deren Mandat fallen. Vorgezogen werden 
Projekte, die eine Teilnahme von Europol und/oder Eurojust vorsehen 
(2 000 000 EUR); 

(3) Programme/Projekte zur Verhinderung der Radikalisierung, darunter Maßnahmen, 
die sich mit der Ideologie und Propaganda von radikalen Extremisten und der 
Anfälligkeit gegenüber Radikalisierungsaktivitäten befassen, und Maßnahmen zur 
Förderung der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft zur Verstärkung der 
Widerstandsfähigkeit von Einzelpersonen und Gemeinschaften gegen die 
Radikalisierung (2 500 000 EUR); 

(4) Ausbau der Aktivitäten von Europol im Bereich der operativen und strategischen 
Analyse (insbesondere im Zusammenhang mit OCTA und den verschiedenen 
Analyse-Arbeitsdateien) sowohl bei Europol als auch in den Mitgliedstaaten 
(2 000 000 €); 

(5) Projekte zur Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei der 
Strafverfolgung vor allem durch Informationsaustausch im Zuge der Umsetzung der 
Beschlüsse 2008/615/JI und 2008/616/JI (Prüm-Entscheidung) und des 
Rahmenbeschlusses 1006/960/JI des Rates (Schwedische Initiative) auf Ebene der 
Mitgliedstaaten (Ausrüstung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur 
Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der 
illegalen Einwanderung oder Zusammenarbeit bei Großveranstaltungen sowie bei der 

                                                 
3 Europol und Eurojust können ausschließlich auf kostenloser Basis teilnehmen. 
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Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kfz-Kriminalität einschließlich 
Frachtdiebstahl) (2 000 000 EUR); 

(6) Projekte zur Analyse der Möglichkeiten zur Nutzung privater Informationen für die 
Strafverfolgung, einschließlich der Passagierdatensätze, unter dem Hauptaspekt einer 
höheren Sicherheit ohne Beeinträchtigung der Menschenrechte oder des Rechts auf 
Privatsphäre. Projekte zur Analyse der Möglichkeiten zur Nutzung moderner 
Technologien bei der Bekämpfung neuer Formen der Kriminalität wie transnationale 
Cyberkriminalität, Identitätsdiebstahl, Betrug. Projekte zur Erarbeitung und 
Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz von Verbraucherdaten (Förderung von 
Datenschutztechnologien), zum Schutz der Bürger vor Angriffsstellen für 
Cyberkriminalität, Identitätsdiebstal, Betrug u.s.w. (2 000 000 EUR); 

(7) Schulungs- und sonstige Austauschmaßnahmen zwischen Strafverfolgungsbeamten, 
z.B. Entwicklung gemeinsamer grenzüberschreitend, regional und/oder EU-weit 
angelegter Lehrpläne und Kursinhalte durch entsprechende Schulungseinrichtungen 
sowie Durchführung von Workshops, Seminaren und Austauschveranstaltungen 
zwischen Strafverfolgungsbeamten und Ausbildern, die darauf zielen, in 
verschiedenen Bereichen der Strafverfolgung gewonnene Kenntnisse, Erfahrungen 
und bewährte Verfahren auszutauschen (2 000 000 EUR). 

D. MASSNAHMENBEZOGENE FINANZHILFEN FÜR EINRICHTUNGEN MIT 
MONOPOLSTELLUNG 

Gemäß Artikel 110 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Haushaltsordnung sowie 
Artikel 168 Absatz 1 Buchstabe c der Durchführungsbestimmungen können Einrichtungen 
mit De-jure- oder De-facto-Monopolstellung (Begründung siehe unten) für folgende 
Maßnahmen ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen Finanzhilfen erhalten. Für 
Finanzhilfen, die ohne Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen vergeben werden, sind 
Mittel in Höhe von 3 300 000 EUR veranschlagt. 

(1) Weiterentwicklung der ATLAS-Kooperation, um auf operativer Ebene Effizienz und 
Abwehrbereitschaft zu verbessern, Bereitstellung der geeigneten 
Verwaltungsstrukturen und –instrumente für ATLAS zur Unterstützung ihrer 
Funktionsfähigkeit in Krisensituationen, Bereitstellung von Kontroll- und 
Schulungsinstrumenten, um die operativen Strukturen von ATLAS im Bedarfsfall 
anpassen zu können, Anschaffung und gemeinsame Nutzung taktischer Ausrüstung 
zur Unterstützung von Spezialeinsätzen. ATLAS ist eine Organisation mit 
Monopolstellung, da es das einzige Netz ist, in dem Spezialeinheiten der 
Polizeidienste der Mitgliedstaaten zusammengeschlossen sind (1 000 000 EUR). 

(2) Europäisches Netz der kriminaltechnischen Institute: Förderung der Anerkennung 
forensischer Daten einschließlich elektronischer Daten und Computerdaten, die von 
nationalen forensischen Instituten erstellt wurden, und von Know-how (Gutachten) 
innerhalb der EU zur Unterstützung der Polizeiarbeit und für Strafverfahren 
(650 000 EUR). 

(3) Aquapol: Förderung der Zusammenarbeit der Wasserschutzpolizeibehörden 
(Seeverkehr und Binnenschifffahrt) und der für Inspektionen zuständigen Stellen der 
Binnenschifffahrt im Rahmen des Aquapol-Netzwerks, Erhöhung der Sicherheit der 
Binnenschifffahrt in den EU-Binnenschifffahrtskorridoren und der Sicherheit des 
Seeverkehrs und der Seehäfen durch Kriminalprävention und –bekämpfung unter 
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anderem durch die Weiterentwicklung eines einschlägigen Systems der 
Sicherheitszertifizierung und Förderung des Zugangs der Strafverfolgungsbehörden zu 
Verkehrsdaten (550 000 EUR). 

(4) Tispol: Förderung der Zusammenarbeit der Verkehrspolizeibehörden der EU-
Mitgliedstaaten im Rahmen des Tispol-Netzwerks; Verhütung und Bekämpfung von 
Straftaten im Zusammenhang mit dem europaweiten Verkehr vor allem mittels 
Weiterentwicklung eines einschlägigen Systems der Sicherheitszertifizierung, und 
Förderung des Zugangs der Strafverfolgungsbehörden zu Verkehrsdaten 
(550 000 EUR). 

(5) Railpol: Förderung der Zusammenarbeit der Bahnpolizeibehörden und –
organisationen der EU-Mitgliedstaaten im Rahmen des Railpol-Netzwerks, um 
Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit der zunehmenden Internationalisierung des 
Bahntransports in Europa entgegenzuwirken, insbesondere durch die 
Weiterentwicklung eines einschlägigen Systems der Sicherheitszertifizierung und 
Förderung des Zugangs der Strafverfolgungsbehörden zu Verkehrsdaten 
(550 000 EUR). 
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BEDINGUNGEN UND MODALITÄTEN (FÜR ALLE FINANZHILFEN)  
Gemäß der Haushaltsordnung und dem Basisrechtsakt gelten die folgenden Bedingungen und 
Modalitäten: 

Finanzbestimmungen 

• Die Kofinanzierung durch die Kommission beträgt höchstens 80% der förderfähigen 
Projektkosten im Fall der maßnahmenbezogenen Finanzhilfen (Teil A) bzw. 80% der 
während des 2010 beginnenden Geschäftsjahres anfallenden Betriebskosten von 
Nichtregierungsorganisationen und -einrichtungen (Teil B); 

• In Ausnahmefällen kann die Kofinanzierung für einzelne Projekte, die im Zusammenhang 
mit Partnerschaftsrahmenvereinbarungen (Teil C) gewährt werden, bis zu 95% der 
gesamten förderfähigen Kosten betragen. Wird jedoch die Kofinanzierung über 80% 
beantragt, so muss der Antragsteller in seinem Antrag ordnungsgemäß begründen, warum 
dieser höhere Kofinanzierungssatz für ein Einzelprojekt bewilligt werden sollte. Der 
Kommission steht es frei, nach Prüfung der im Antrag enthaltenen Begründung die höhere 
Kofinanzierungsrate zu genehmigen, zu reduzieren oder abzulehnen; 

• Die Kofinanzierung durch die Kommission beträgt höchstens 95% der förderfähigen 
Projektkosten im Fall von Projekten von Einrichtungen mit Monopolstellungen (Teil D); 

• Mit den Projekten dürfen auf keinen Fall Gewinne erzielt werden; 

• Über die im Rahmen dieses Programms gewährten Finanzhilfen wird jeweils eine 
schriftliche Vereinbarung geschlossen, in der die Modalitäten für die Erstattung eines 
bestimmten Anteils der bereits angefallenen förderfähigen Kosten festgelegt sind; 

• Die Kofinanzierung wird grundsätzlich in zwei Raten ausbezahlt: Eine 
Vorfinanzierungszahlung bei Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung und die 
Zahlung des Restbetrags, nachdem der Abschlussbericht und die Schlussabrechnung bei 
der Kommission eingegangen sind und von ihr genehmigt wurden.  

Förderfähigkeit  
Eine Finanzhilfe kann nur gewährt werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Vorschläge für Maßnahmen oder Anträge auf Gewährung von Betriebskostenzuschüssen 
müssen von rechtsfähigen Einrichtungen und Organisationen4 mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat eingereicht werden. Privatpersonen sind nicht antragsberechtigt.  

• Vorschläge für Maßnahmen oder Anträge auf Gewährung von Betriebskostenzuschüssen 
müssen mindestens mit einem Ziel des Programms übereinstimmen; 

• Vorschläge für Maßnahmen oder Anträge auf Gewährung von EU-kofinanzierten 
Betriebskostenzuschüssen von weniger als 80 000 EUR werden grundsätzlich abgelehnt; 

• Einrichtungen und Organisationen mit Erwerbszweck dürfen nur gemeinsam mit nicht 
gewinnorientierten oder staatlichen Organisationen Projekte einreichen: Projekte, für die 
eine Finanzhilfe gewährt werden kann, dürfen nicht gewinnorientiert sein; 

• Bei Anträgen auf Gewährung von maßnahmenbezogenen Finanzhilfen müssen an 
länderübergreifenden Projekten Mitbegünstigte (“Partner”, die von der Kommission 
gefördert werden) aus mindestens zwei Mitgliedstaaten oder aus mindestens einem 

                                                 
4 Die in Teil D aufgelisteten Einrichtung mit Monopolstellungen bedürfen nicht notwendigerweise einer 

Rechtspersönlichkeit. 
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Mitgliedstaat und einem Bewerberland beteiligt sein. Organisationen aus Drittländern und 
internationale Organisationen dürfen als Partner auf kostenloser Basis (“Partner”, die von 
der Kommission nicht gefördert werden) teilnehmen, sind aber selbst nicht 
antragsberechtigt; 

• Bei Anträgen auf Gewährung von maßnahmenbezogenen Finanzhilfen sind nationale 
Projekte förderfähig, wenn es sich dabei um Anschub- oder Ergänzungsmaßnahmen für 
länderübergreifende Projekte handelt oder um einen Beitrag zur Entwicklung innovativer 
Methoden und/oder Technologien, die sich auf die Ebene der Union übertragen lassen oder 
um die Entwicklung solcher Methoden und Technologien im Hinblick auf deren 
Übertragung auf andere Mitgliedstaaten; 

• Bei Anträgen auf Gewährung von maßnahmenbezogenen Finanzhilfen dürfen die Projekte 
nicht bereits abgeschlossen sein; sie sollten so geplant werden, dass mit der Durchführung 
nicht vor Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung begonnen wird. Einem 
Projektbeginn vor Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung kann nur dann zugestimmt 
werden, wenn der Antragsteller nachweisen kann, dass dieser zwingend erforderlich ist. 
Allerdings dürfen in einem solchen Fall keine förderfähigen Ausgaben vor dem Datum der 
Einreichung des Finanzhilfeantrags entstanden sein; 

• Die Laufzeit der Projekte, für die ein Antrag auf maßnahmenbezogene Finanzhilfe gestellt 
wird, darf drei Jahre nicht übersteigen; 

• Betriebskostenzuschüsse dürfen nicht für einen Zeitraum beantragt werden, der über das 
2010 beginnende Geschäftsjahr der betreffenden Organisation hinausgeht. Nur Anträge auf 
Kofinanzierung der Betriebskosten, die der Organisation im Zusammenhang mit der 
Durchführung ihres Jahresarbeitsplans entstanden sind, kommen in Betracht. 

Ausschluss 
Von der Teilnahme an den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen ausgeschlossen 
werden Antragsteller, auf die mindestens eine der in Artikel 93 Absatz 1 oder Artikel 94 der 
Haushaltsordnung aufgeführten Situationen zutrifft.  

Auswahlkriterien 
Gemäß Artikel 116 Absatz 1 der Haushaltsordnung und Artikel 176 der 
Durchführungsbestimmungen werden bei der Auswahl der Vorschläge für Maßnahmen oder 
der Anträge auf Gewährung von Betriebskostenzuschüssen folgende Kriterien zugrunde 
gelegt: 

• Fachkenntnis und berufliche Fähigkeiten und Qualifikationen in dem zur Durchführung der 
geplanten Maßnahme oder des Arbeitsplans erforderlichen Bereich, einschließlich des 
Nachweises der einschlägigen beruflichen Ausbildung und/oder Erfahrung der beteiligten 
Mitarbeiter. Im Fall staatlicher Stellen oder von Strafverfolgungsbehörden kann die 
fachliche und technische Kompetenz durch den Beleg nachgewiesen werden, dass das 
Projekt in ihren gesetzlichen Wirkungsbereich fällt. Im Antrag sollte auch die Fähigkeit 
nachgewiesen werden, den Zugang zu Informationen bzw. Teilnehmern in der 
vorgesehenen Form herzustellen; 

• die finanzielle Leistungsfähigkeit des Antragsteller, d.h. er muss über stabile und 
ausreichende Finanzierungsquellen verfügen, damit er seine Tätigkeit während der 
gesamten Dauer der geförderten Maßnahme/des Jahresarbeitsplans aufrechterhalten und 
sich an der Finanzierung der Maßnahme beteiligen kann; dies ist mit den eingereichten 
Unterlagen zu belegen (z.B. Bilanzauszüge, aus denen Jahresseinnahmen und –ausgaben, 
Cashflow, Schulden und vorhandene liquide Mittel hervorgehen); 
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Nur Anträge, die die vorstehenden Auswahlkriterien erfüllen, werden in die weitere 
Bewertung einbezogen. 

Zuschlagskriterien 
Maßnahmenbezogene Finanzhilfen 
Vorschläge, die die Förder- und Auswahlkriterien erfüllen, werden von einem 
Bewertungsausschuss anhand der folgenden Zuschlagskriterien bewertet und eingestuft: 

• Übereinstimmung der Projekte mit den Schwerpunktbereichen, wie sie in den 
Abschnitten A, C und D und in den maßgeblichen Strategiepapieren der EU und/oder in 
Aktionsplänen dargelegt wurden. Für die jeweilige Projektart sollte nachgewiesen werden, 
dass dem Projektziel ein eindeutig feststellbarer Handlungsbedarf entsprechend den 
politischen Prioritäten der EU im Bereich Kriminalprävention und 
Kriminalitätsbekämpfung zugrunde liegt; 

• Qualität der vorgeschlagenen Maßnahme in punkto Konzeption, Organisation, 
Präsentation, Methodik, Fachkompetenz, erwartete Ergebnisse und Verbreitung der 
Ergebnisse. Bewertet wird insbesondere, ob sich mit dem Projekt das (die) angestrebte(n) 
Ziel(e) erreichen lässt (lassen); 

• Preis-/Leistungsverhältnis und Größenvorteile: Umfang und Reichweite der geplanten 
Maßnahmen, vor allem im Hinblick auf Größenvorteile und Kostenwirksamkeit; 
Bewertung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses der vorgeschlagenen Maßnahmen und der 
Angemessenheit der Kosten im Verhältnis zum erwarteten Nutzen; 

• Auswirkungen der erwarteten Ergebnisse auf die allgemeinen Programmziele und auf die 
Maßnahmen in den verschiedenen Bereichen gemäß Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe d des 
Basisrechtsakts; 

• Europäischer Mehrwert: Der europäische Mehrwert wird an der geographischen 
Reichweite eines Projekts gemessen sowie vor allem daran, inwieweit sich die Analysen 
und Tests in Empfehlungen für allgemeine Modelle, Protokolle, Leitlinien, Strukturen, 
Mechanismen, Strategien und Prozesse ummünzen lassen. Das bedeutet konkret, dass die 
Antragsteller bei dem Versuch, das Projekt in mehreren Mitgliedstaaten zu verwirklichen 
und multinationale Partnerschaften zu bilden, über die Grenzen des Projekts hinausschauen 
müssen, um die größere europäische Bedeutung der Fragestellungen, Maßnahmen und 
Projektergebnisse herauszuarbeiten. Bei jedem Projekt sollte, wenn möglich, deutlich 
werden, wie es EU-weit weiter entwickelt werden und inwieweit es die Grundlage für eine 
Debatte und Maßnahmen auf europäischer Ebene bilden kann. 

Betriebskostenzuschüsse 

• Vereinbarkeit des Arbeitsprogramms der Organisation mit den Zielen des Programms: 
Bewertet wird die Fähigkeit der Organisation, zur Verwirklichung der jeweiligen 
Programmziele beizutragen. Es sollte aufgezeigt werden, dass die Maßnahme der 
Organisation die Tätigkeiten der EU in den betreffenden Bereichen insbesondere in Bezug 
auf die Sachdienlichkeit der Ergebnisse und ihre praktischen Auswirkungen ergänzt. 

• Qualität der geplanten Maßnahmen: Die Qualität wird anhand der Planung und 
Konzeption der Maßnahme bewertet. Geprüft wird insbesondere, ob die vorgeschlagenen 
Maßnahmen auf einen eindeutig definierten Bedarf abgestimmt sind, ob sie untereinander 
kohärent sind, welche Mittel für jede einzelne Maßnahme vorgesehen sind und ob die 
vorgeschlagenen Maßnahmen geeignet sind, insbesondere innerhalb der vorgesehenen 
Frist die gewünschten Ziele zu erreichen. 
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• Ein weiteres Bewertungskriterium ist der voraussichtliche Multiplikatoreffekt der 
Maßnahmen in der Öffentlichkeit. 

• Europäischer Mehrwert: Der europäische Mehrwert bei Betriebskostenzuschüssen 
impliziert, dass das Jahresarbeitsprogramm der Organisation Analysen und Versuche 
umfasst, die sich in Empfehlungen für allgemeine Modelle, Protokolle, Leitlinien, 
Strukturen, Mechanismen, Strategien und Prozesse ummünzen lassen. Das bedeutet 
konkret, dass die Antragsteller über die Grenzen des Projekts hinausschauen müssen, um 
die größere europäische Bedeutung der Fragestellungen, Maßnahmen und 
Projektergebnisse herauszuarbeiten. Bei jedem Projekt sollte, wenn möglich, deutlich 
werden, wie es EU-weit weiter entwickelt werden und inwieweit es die Grundlage für eine 
Debatte und Maßnahmen auf europäischer Ebene bilden kann. 

• Preis-/Leistungs-Verhältnis und Größenvorteile: Bewertet werden Umfang und 
Reichweite der geplanten Maßnahme vor allem im Hinblick auf Größenvorteile und 
Kostenwirksamkeit und das Kosten-Nutzen-Verhältnis der vorgeschlagenen Maßnahme. 

Zeitplan 
Folgender Zeitplan ist vorgesehen:  

 

Maßnahmenbezogene 
Finanzhilfen 

(Teil A) 

Betriebskost
enzuschüsse 

(Teil B) 

Maßnahmen-
bezogene 

Finanzhilfen 
bei Partner-

schafts-
rahmenverein

barungen 

(Teil C) 

 Allgemein Gezielt    

Einreichungsschluss für 
Vorschläge in 2010 Juni Januar, 

Februar Februar März, Mai, 
Juli 

Stellungnahme des 
Programmausschusses Zu gegebener Zeit 

Benachrichtigung der 
Bewerber November April, Mai, 

Juni Mai Mai, Juli, 
Oktober 

Mittelbindungen und 
Finanzhilfevereinbarungen 

So bald wie möglich nach der Entscheidung über den 
Zuschlag. 
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II. ÖFFENTLICHE AUFTRÄGE 
Die Kommission plant die Durchführung von Maßnahmen im Rahmen von Verträgen in Form 
von öffentlichen Aufträgen, Verwaltungsvereinbarungen, Subdelegation und Übertragung. 
Insgesamt sollen für öffentliche Aufträge und Verwaltungsvereinbarungen Mittel in Höhe von 
11 855 000 EUR zur Verfügung gestellt werden. 

Im Hinblick auf die Bewertung, Überwachung und Ausarbeitung rechtlicher, operativer und 
politischer Instrumente sollen Verträge für Studien, Bewertungen und 
Folgenabschätzungen in den im Basisrechtsakt genannten Bereichen vergeben werden. 
Diese Maßnahmen sollen unter anderem folgende Aspekte zum Gegenstand haben: 
Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung, allgemeine Kriminalprävention, Statistik, 
Cyberkriminalität, Menschenhandel und illegaler Waffenhandel, Finanz- und 
Wirtschaftskriminalität und Terrorbekämpfung: Es sind folgende Maßnahmen geplant: 

A. Öffentliche Aufträge 
Die vorstehenden Maßnahmen sollen die folgenden vorrangigen Ziele für das Jahr 2010 
verfolgen: 

(1) Aufspüren und Einziehen von Erträgen 

• Erstellen und Warten einer virtuellen Bibliothek zum Aufspüren von Erträgen (durch 
Einrichten einer Webseite) einschließlich öffentlicher Quellendokumente: internationale 
Abkommen, EU-Gesetzgebung, Gesetzgebung in Mitgliedstaaten und Drittstaaten, 
einschlägige Literatur einschließlich Artikel in akademischen Fachzeitschriften, 
Gerichtsentscheidungen in Mitgliedstaaten und Drittstaaten, Informationen zu Konferenzen 
und verfügbaren Schulungen u.s.w. (150 000 EUR); 

• Organisation einer EU-Konferenz über Vermögensabschöpfungsstellen (200 000 EUR); 

• Studie zu bewährten Verfahren beim Schutz der Personen, die Finanzverbrechen 
melden: Informanten in Korruptionsfällen, Bankangestellte, die Geldwäschefälle melden 
(150 000 EUR). 

(2) Kampf gegen Geldwäsche 

• Durchführbarkeitsstudie zu weiteren Möglichkeiten für das FIU-Netz (150 000 EUR). 

(3) Fälschungen 

• Studie zu Ausmaß und Arten von Fälschungen im Bereich der geistigen Eigentumsrechte 
in der EU und mögliche Gegenmaßnahmen einschließlich Rechtsvorschriften und 
bewährten Verfahren in den Mitgliedstaaten zum strafrechtlichen Schutz vor Fälschungen 
(150 000 EUR). 

(4) Kriminalprävention 

• Unterstützung des Sekretariats des Europäischen Netzwerks für Kriminalprävention und 
der dazugehörigen Webseite (750 000 EUR); 

• Unterstützung bei der Organisation eines Europäischen Preises für Kriminalitätsprävention 
im Rahmen einer Konferenz zu bewährte Verfahren in der Kriminalprävention. 
(150 000 EUR) Der Preis selbst ist symbolisch; 

• spezielle Initiative zur Zusammenarbeit der Polizei im Kampf gegen Hooligans zur 
Vorbereitung auf die Fußball-Europameisterschaft 2012 in Polen und der Ukraine 
(200 000 EUR). 
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(5) Cyberkriminalität/Kinderpornographie 

• Entzug von IP-Adressen – Studie zu Durchführbarkeit und bewährten Verfahren: Die 
Studie soll die technische und rechtliche Durchführbarkeit des Entzugs von IP-Adressen 
für illegale Webseiten wie etwa kinderpornographische Seiten und diesbezügliche 
bewährte Verfahren untersuchen und die erforderlichen Beteiligten ermitteln 
(100 000 EUR); 

• Studie zu Verfahren über Zugangssperren zu kinderpornographischen Webseiten durch 
Strafverfolgungsbehörden in Zusammenarbeit mit dem privatem Sektor (100 000 EUR). 

(6) Kriminalstatistiken 

• Folgemaßnahmen zur Studie über die Entwicklung eines Europäischen Kriminalberichts, 
die darauf abzielen, das in der ersten Phase der Studie vorgeschlagene Konzept 
umzusetzen. Die Studie wird im Rahmen eines öffentlichen Auftrags aus dem Jahr 2009 
durchgeführt. Der Bericht soll nicht nur die Informationen verschiedener Kriminalstudien 
aus der EU zusammenfassen, sondern abhängig von der Bewertung aus der ersten Phase 
des Projekts nach dem OECD-Vorbild nationale Profile für möglichst viele Mitgliedstaaten 
erstellen (600 000 EUR). 

(7) Drogen 

• Studie zur Nutzung des Internet als Plattform für den illegalen Drogenhandel und 
Untersuchung der Frage, welche europäischen und/oder internationalen Gegenmaßnahmen 
möglicherweise wirkungsvoll sind (100 000 EUR) 

• Studie zur justiziellen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des illegalen Drogenhandels 
(200 000 EUR) 

• Unterstützung der Strategie zur Einführung von Indikatoren für die Verringerung des 
Drogenangebots (150 000 EUR) 

• Organisation von zwei Seminaren über Indikatoren für die Verringerung des 
Drogenangebots und über Statistik (120 000 EUR) 

• Internationaler Tag gegen Drogenmissbrauch und illegalen Drogenhandel (200 000 EUR) 

• ''Europäische Aktion Drogen'': Sensibilisierung in Bezug auf die Gefahren des 
Drogenhandels und der Drogenkriminalität und entsprechende Aktionen (300 000 EUR) 

• Expertengruppe zu Drogenstatistiken und Datensammlung auf internationaler Ebene 
(150 000 EUR). 

(8) Datenaustausch und polizeiliche Zusammenarbeit 

• Studie zur Nutzung privater Informationen durch Strafverfolgungsbehörden 
(200 000 EUR) 

• Studie zur Nutzung moderner Technologien für die Datenanalyse (200 000 EUR) 

• Entwicklung einer Methodik zur Erfolgsmessung und eines Bewertungsverfahrens für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit (300 000 EUR) 

• Studie über die Möglichkeiten zur Einrichtung eines Systems zur Erfassung von 
Unruhestiftern, über das sich die Mitgliedstaaten bei Großveranstaltungen gegenseitig 
Zugang zu den Daten verschaffen können (300 000 EUR) 

• Bewertung der Anwendung der Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung sowie ihrer 
Auswirkungen auf die Wirtschaftsbeteiligten und Verbraucher unter Berücksichtigung der 
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neuesten Entwicklungen in der Kommunikationstechnik und anhand der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 10 der Richtlinie zur Verfügung gestellten statistischen 
Daten (175 000). 

(9) Studie zu den Bedrohungen durch CBRN und Sprengstoffe auf der Grundlage 
des Aktionsplans (Titel und Referenz) 

• Bestandsaufnahme der bewährten Verfahren zur Meldung verdächtiger Transaktionen in 
Verbindung mit CBRN-Material (€ 200.000); 

• Prüfung der Notwendigkeit und Durchführbarkeit der Entwicklung gemeinsamer EU-
Kriterien für die Genehmigung von Importen und Exporten von und in Drittländer im 
Anschluss an eine Bestandsaufnahme der Umsetzung des IAEO-Verhaltenskodex zur 
Sicherheit und Sicherung radioaktiver Strahlenquellen durch die Mitgliedstaaten 
(300 000 EUR); 

• Studie über die Risiken, die mit dem Handel von Chemikalien im Internet verbunden sind 
(200 000 EUR); 

• Studie über Ursache und Folgen des Verlusts der Kontrolle über Strahlenquellen, über den 
gegenwärtigen Status genutzter und ungenutzer Quellen in der EU und über 
Transportformen bei legaler Verwendung der Strahlenquellen (30 000 EUR); 

• Studie über erfolgreiche Strategien bei der Entdeckung und Bergung herrenloser 
Strahlenquellen (Artikel 9 HASS-Richtlinie) (250 000 EUR); 

• Studie über die Identifizierung bewährter Verfahren beim Dialog zwischen den 
Sicherheitsmanagern der Anlagen und den Strafverfolgungsbehörden und zum Thema 
Beratung in Sicherheitsfragen (200 000 EUR); 

• Prüfung der Möglichkeit, das Lieferdokumentationsverfahren zu nutzen, um die 
Versorgungskette besser zu verstehen und zu überwachen (etwaige Verknüpfung mit 
Maßnahmen zur Sendungsverfolgung) (300 000 EUR); 

• Analyse des Strafrechts der Mitgliedstaaten zu Terrorakten mit CBRN-Material 
(200 000 EUR); 

• Bestandsaufnahme zur Vorbereitung des Ausschusses für die Sicherheit von CBRN-
Transporten (200 000 EUR); 

• Studie über bestehende Systeme und bewährte Verfahren in Bezug auf Sicherheitspläne 
und Sicherheitsmanagementsysteme in Anlagen für Explosivstoffe (250 000 EUR); 

• Studie über die mit pyrotechnischen Artikeln verbundenen Sicherheitsrisiken, 
einschließlich eines Überblickes über die einschlägige Gesetzgebung in den 
Mitgliedstaaten (200 000 EUR). 

(10) Terrorismus 

• Terrorismusfinanzierung: Studie über Möglichkeiten und Erfahrungen im Zusammenhang 
mit der missbräuchlichen Verwendung alternativer/neuer Zahlungssysteme wie Geldkarten 
oder Zahlungsmethoden per Internet zur Terrorismusfinanzierung (150 000 EUR); 

• vergleichende Studie über die verschiedenen Arten und Entwicklungen der zum 
Terrorismus führenden Radikalisierungsprozesse in verschiedenen Mitgliedstaaten mitsamt 
einer Differentialanalyse darüber, wie die umgebenden Gesellschaften und die 
vorherrschenden Diskurse diese Prozesse beeinflussen. Zur Studie gehört ebenfalls eine 
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Analyse früherer und aktueller Anti-Radikalisierungs-Strategien und Initiativen zur 
Bekämpfung des Problems (200 00 EUR); 

• Studie über Seepiraterie (100 000 EUR). 

(11) Krisenmanagement 

• Inbetriebnahme des JLS-Sicherheits- und Krisenzentrums: Erwerb und Wartung der 
Computer-Hardware und -Software für den laufenden operativen Bedarf. Hierzu gehören 
die Einrichtung sicherer (der Geheimhaltung unterliegender) 
Kommunikationsverbindungen mit Partnern wie EUROPOL, FRONTEX u.a., um 
Kapazitäten für der Geheimhaltung unterliegende Kommunikationssitzungen im 
Zusammenhang mit anderen Maßnahmen dieses Programms und für das 
Krisenmanagement zu gewährleisten, ebenso wie Lizenzen und Abonnements für 
einschlägige Informationsquellen (1 500 000 EUR). 

(12) Sonstige Sitzungen 

• Zusätzlich zu den vorstehend genannten Sitzungen sollen im Jahr 2010 weitere Sitzungen, 
Konferenzen und Seminare zur Bewertung und Entwicklung der Hauptziele des 
Programms veranstaltet werden.  

Insgesamt sind hierfür 1 700 000 EUR veranschlagt, mit denen etwa 20 Sitzungen organisiert 
werden können. Dabei wird eine externe Stelle mit der logistischen Unterstützung beauftragt 
werden, während die Kommission für die Tagesordnung und den Inhalt zuständig sein wird. 

Die Ausschreibungen für die vorstehend genannten Maßnahmen sollen im ersten Halbjahr 
2010 veröffentlicht werden. Alle Verträge sollen im Jahr 2010 unterzeichnet werden. 

B. Maßnahmen der GD COMM (Abschluss eines Rahmenvertrags)  

• Eurobarometer-Umfrage zu Korruption (180 000 EUR); 

• Eurobarometer-Umfrage zu Kriminalprävention und den Erwartungen der Bürger an die 
EU (180 000 EUR). 

C. Maßnahmen, die mit der GD ESTAT auszuführen sind 

• Entwicklung einer EU-Kriminalstatistik (150 000 EUR); 

D. Maßnahmen, die mit der Gemeinsamen Forschungsstelle auszuführen sind 
Das Budget in Höhe von 1 300 000 EUR für diese Maßnahmen unterliegt gemäß Artikel 
161 Absatz 1 der Haushaltsordnung in Verbindung mit Artikel 126 Absatz 1 Buchstabe b der 
Durchführungsbestimmungen wegen der einzigartigen Fachkompetenz der Gemeinsamen 
Forschungsstelle in diesen Dingen dem Verhandlungsverfahren. 

• Prüfung und Validierung bestehender Modellbildungswerkzeuge (die auf Vorgänge 
anzuwenden sind, bei denen gefährliche Substanzen eine Rolle spielen); 

• Errichtung bzw. Ausbaus eines Dokumentationszentrums für Strafverfolgungs- und 
Gesundheitsbehörden im Zusammenhang mit CRBN-Bedrohungen und –vorfällen; 

• Untersuchung der Frage, ob die bestehenden Systeme, allen voran die Datenbank der 
IAEO über internationalen Schmuggel, für die Rechtsverfolgungsbehörden ausreichend 
Informationen zum illegalen Handel mit radionuklearem Material geben. Die 
Untersuchung sollte in enger Zusammenarbeit mit Europol erfolgen. 
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Begleitmaßnahmen 
Gemäß Artikel 6 Absatz 3 des Basisrechtsakts kann die Kommission Maßnahmen zur 
administrativen und technischen Unterstützung der Verwaltung dieses Programms öffentlich 
ausschreiben. 

Zu diesen Maßnahmen gehören insbesondere: die Einrichtung eines Helpdesks und/oder eines 
Callcenters, die Antragsteller, Begünstigte und die Öffentlichkeit über das Programm 
informieren und beraten, Tätigkeiten zur Nutzung und Verbreitung von Projektergebnissen 
sowie die Veranstaltung von Treffen. Die Maßnahmen werden aus Mitteln der Haushaltslinie 
18 01 04 17 finanziert. 


